
 

 

   

Unabhängige 
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Herrn Bürgermeister 

Dr. Christian Grahl 
  
  
Ratsantrag nach § 5 GO der Stadt Garbsen 

  
„Niedersachsen für Europa“ 

  
  
Beschlussvorschlag: 

  
Die Stadt Garbsen tritt dem Bündnis „Niedersachsen für Europa“ bei. Gleichzeitig 
unterstützt sie damit dessen Gründungsmemorandum „Niedersachsen für Europa“. 
 

Begründung: 

De Europäische Union steht für Freiheit und Frieden in Europa. 

Der Zusammenschluss der europäischen Staaten sichert Stabilität und Solidarität unter 
den Nationen. Die Region Hannover tritt ein für Europa und seine Menschen. Das 
europäische Leben mitzugestalten, Erfahrungen einzubringen und Europa zusam-
menzuhalten ist auch unser Ziel. 

Am 21. Januar 2019 haben die beiden großen christlichen Kirchen in Niedersachsen, die 
Sozialpartner Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) und Unternehmerverbände 
Niedersachsen (UVN) sowie die Landesregierung gemeinsam das Bündnis 
„Niedersachsen für Europa“ der Öffentlichkeit präsentiert, welches mittlerweile um weitere 
Mitglieder angewachsen ist. 

Das überparteiliche Bündnis „Niedersachsen für Europa“ verfolgt die Ziele: 

• Information über die Europäische Union und ihre Institutionen, 

• Würdigung der Verdienste und Errungenschaften der Europäischen Union, 

• Förderung der Völkerverständigung und europäischen Integration, 

• Steigerung der Motivation, an der Europawahl im Mai teilzunehmen. 

Die Stadt Garbsen unterstützt diese Ziele und das Gründungsmemorandum (siehe Anlage) 
und wird aktiv Beiträge leisten, um die Ziele zu verfolgen. 

 

 

Karsten Vogel Heinrich Dannenbrink Darius Pilarski Günther Petrak 



 
 

as vereinte Europa steht für die längste Zeit ohne Krieg in der Geschichte Deutschlands 

und großer Teile des Kontinents. Die Europäische Union ist zum Synonym geworden 

für das erfolgreiche Bestreben, Frieden, Versöhnung, Demokratie und Menschenrechte 

umzusetzen. Die Vollendung der Deutschen Einheit war nur möglich in einem sicheren und 

freien Europa. 

Zu Recht ist die Union im Jahr 2012 mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet worden. Sie 

hat Europa von einem Kontinent der Kriege in einen Kontinent des Friedens verwandelt. 

Die Europäische Union kann und muss sich wie schon in den letzten Jahrzehnten auch in Zu-

kunft stabil weiterentwickeln. Die Europäische Union garantiert ihren mehr als 500 Millionen 

Einwohnern einen Grad an Freiheiten, den die Generationen vorher niemals kannten. Die EU 

steht für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Die Union bildet einen gemeinsamen Wirtschafts-

raum, der zum Nutzen aller Mitgliedsstaaten weiterhin auf Kooperation statt Konfrontation set-

zen und den sozialen Fortschritt fördern muss. Sie fördert die Wissenschaft und Forschung, die 

wirtschaftliche Entwicklung in allen Regionen Europas und die ländlichen Räume in allen Mit-

gliedstaaten mit Millionensummen. 

Wir stehen zu diesen gemeinsamen Errungenschaften, zu den europäischen Institutionen und 

zum Europäischen Parlament.  

Wir wollen ein Zeichen setzen für dieses Europa, unser gemeinsames Zuhause. Deshalb ver-

sammeln wir uns unter dem Motto ‚Niedersachsen für Europa‘.  
Europa steht in diesem Jahr vor großen Herausforderungen. Es wird von außen und von innen 

in Frage gestellt. Der beabsichtigte Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union würde 

eine schmerzhafte Zäsur darstellen, deren Reichweite noch gar nicht ermessen werden kann. 

Gleichzeitig ist die Union gefordert, sich zu reformieren. Ihre Verantwortlichen müssen um ihre 

Akzeptanz in der Bevölkerung werben und die Menschen immer wieder neu für die europäische 

Idee gewinnen. 

Wir wollen ein starkes Europa, das seine internationale Verantwortung wahrnimmt. Wir wollen 

ein Europa, in dem wir gut, frei und sicher leben und arbeiten können.  

Wir wollen uns konstruktiv in die Debatte über Europas Zukunft einbringen. Wir wollen über 

die Europäische Union informieren, ihre Verdienste würdigen und uns über Verbesserungen 

austauschen. Wir stehen dabei auf dem Boden des Grundgesetzes, das die Bundesrepublik 

Deutschland zur Mitwirkung am europäischen Integrationsprozess verpflichtet. 

Wir nehmen diese Verpflichtung an und laden alle europafreundlichen Kräfte in Niedersachsen 

dazu ein, daran mitzuwirken. 

 

Hannover, den 21. Januar 2019 

 

Stephan Weil Landesbischof Ralf Meister  Bischof Dr. Heiner Wilmer 
Niedersächsischer Ministerpräsident Konföderation der evangelischen  Bistum Hildesheim  

 Kirchen in Niedersachsen 

      

 Dr. Mehrdad Payandeh  Dr. Volker Müller 
 Deutscher Gewerkschaftsbund  Unternehmerverbände 

 Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt  Niedersachsen e.V. 

 

 Dr. Bernd Althusmann  Birgit Honé 
 Minister für Wirtschaft, Arbeit,  Ministerin für Bundes und Europaange- 

 Verkehr und Digitalisierung  legenheiten und Regionale Entwicklung 
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